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 Stellungnahme des MLR zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infra-

struktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Zu Art. 1 Nummer 2 a) (§ 1 Abs. 1 Nummer 2 BNatSchG): 

Die Ergänzung von § 1 Abs. 1 Nummer 2 hinsichtlich der natürlichen Klimaschutzfunktion 
als Ziel des Naturschutzes und der Landschaftspflege birgt Konflikte, insbesondere in Be-

zug auf die Frage des Holzvorrats. 

Die Gesetzesbegründung sollte diesen Zielkonflikt auflösen. 

Zu Art. 1 Nummer 2 b) (§ 1 Absatz 1a BNatSchG): 

Die Feststellung eines überragenden öffentlichen Interesses für den Schutz von National-

parken, Naturschutzgebieten, Kernzonen von Biosphärenreservaten, natürlichen / nicht 
entwässerten Mooren und die Wiedervernässung von Moorböden führt bei Ziel- und Inte-

ressenkonflikten zu einer vorrangigen Beachtung der Naturschutzbelange. Dies hat erhebli-
che rechtliche Auswirkungen auf Abwägungsentscheidungen bei Planungen und auf Er-

messensentscheidungen bei Genehmigungen, weil sich damit das rechtliche Abwägungs-
gefüge zu Gunsten des Naturschutzes und zu Lasten der Land-, Forst- und Fischereiwirt-

schaft ändert. Agrarstrukturelle Belange und forstliche Belange werden dadurch „wegge-
wogen“ und durch die Naturschutzinteressen überragt. Will man dieses Ungleichgewicht im 

Ländlichen Raum harmonisieren, müsste der Gesetzgeber auch die Walderhaltung und die 
Landwirtschaftsflächen für die Ernährungssicherung als überragendes öffentliches Inte-

resse festelegen, um widersprüchliche Rechtsfolgen zu vermeiden. 

Darüber hinaus erscheint es fragwürdig, die Moorwiedervernässung im Rahmen eines För-

derprogramms (ANK) gesondert aufzuführen und gesetzlich zu verankern, da das Förder-
programm nicht dauerhaft von Bestand ist und jederzeit bei Wegfall der Mittel obsolet 

wäre. Hinzu kommt, dass die Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernäs-
sung aus Mitteln des ANK gefördert wird, von überragendem öffentlichem Interesse ist. Da-

runter fallen im Land Baden-Württemberg unter anderem  Leuchtturmregionen, die mit För-
dergeldern aus Mitteln des ANK entstehen sollen. Es geht dabei um 1.300 ha Landwirt-

schaftsfläche (bestehend aus 200 ha Acker und 1.100 ha Grünland). Bewirtschafterinnen 
und Bewirtschafter, deren Flächen in diese Leuchtturmregionen fallen, sind also unmittel-

bar betroffen. Allerdings profitieren sie von diesem „überragenden öffentlichen Interesse“ 
nicht, da lediglich die Naturschutzziele als überragend eingestuft werden; die Landwirt-

schaftsbelange gehen dagegen im Rang nach.  

Die Notwendigkeit der Festlegung eines überragenden Interesses bei den aufgezählten 

Schutzgebieten wird zudem rechtlich in Frage gestellt, denn die genannten Schutzgebiete 
sind entweder bereits durch Gesetz (Nationalparkgesetz) oder durch Rechtsverordnungen 

rechtlich geschützt. 

Die Regelung ist daher gesamthaft zu streichen. 
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Zu Art. 1 Nummer 2 c) (§ 1 Abs. 3 Nummer 4 BNatSchG): 

Die Ergänzung in § 1 Abs. 3 Nummer 4 dahingehend, dass Moore, Wälder und Gewässer, 

einschließlich ihrer Auen, so zu erhalten und zu entwickeln sind, dass sie ihre Funktion im 

Naturhaushalt und ihren Beitrag für den natürlichen Klimaschutz [und die Verkehrsfunktion 
der Bundeswasserstraßen] erfüllen können, führt zu Herausforderungen bei der Rechtsaus-

legung, zumal mit dieser Regelung die Frage aufgeworfen wird, ob das BWaldG lex specia-
lis zu dieser Regelung ist. Außerdem sollte bei den Mooren klargestellt werden, dass es 

sich um intakte/naturnahe Moore handeln muss. 

Die rechtlichen Auslegungsfragen sollten zuvor geklärt werden. 

Zu Art. 1 Nummer 3 a) (§ 2 Abs. 3a BNatSchG): 

§ 2 Abs. 3a BNatSchG wird ausdrücklich begrüßt, da hierdurch zusätzlicher Flächenver-

brauch vermieden, integrierten Naturschutzmaßnahmen der Vorrang eingeräumt und dem 
Grundsatz der Multifunktionalität von Naturschutzmaßnahmen entsprochen wird. 

Zu Art. 1 Nummer 3 b) (§ 2 Abs. 4 BNatSchG): 

Satz 2 mit dem Satz „Geeignete Grundflächen sollen für Zwecke des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege bereitgestellt werden.“ ist vor dem Hintergrund des Flächenver-
brauchs und des Flächendrucks auf landwirtschaftliche Flächen, die selbst keinen Schutz-

status haben, von enormer tatsächlicher wie rechtlicher Tragweite und wird daher in dieser 

Pauschalität abgelehnt. Zudem werden naturschutzfachliche Restriktionen im Wald mit 

Blick auf die Bereitstellung des nachwachsenden Rohstoffes Holz zunehmend kritisch ge-
sehen. 

Allenfalls kann über eine Ergänzung der besonderen Interessenlage der Landwirtschaft 
eine ausgewogenere Regelung hergestellt werden, indem wie folgt formuliert wird: „Geeig-

nete Grundflächen sollen für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege bereit-
gestellt werden, soweit hierfür keine besonders geeigneten landwirtschaftlichen Böden in 

Anspruch genommen werden und sichergestellt wird, dass Wälder ihre Nutz-, Schutz- und 
Erholungsfunktionen weiterhin angemessen erfüllen können.“ 

Die Regelung ist entsprechend anzupassen. 

Zu Art. 1 Nummer 3 b) (§ 2 Abs. 5 BNatSchG): 

Die Aufnahme des Absatzes 5 ist normentechnisch nicht erforderlich und damit obsolet. 
Absatz 5 stellt eine rechtliche Selbstverständlichkeit dar, da die Umsetzung der Unterstüt-

zung des Natura 2000-Netzwerkes bereits in den §§ 31 ff BNatSchG und bezüglich der Um-
setzung des Übereinkommens über die biologische Vielfalt und zum Schutz des Kultur- und 

Naturerbes der Welt in den Transformationsgesetzen geregelt ist.  

Auf § 2 Abs. 5 ist daher zu verzichten. 
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Zu Art. 1 Nummer 4 (§ 9 Abs. 3 Nummer 4 c): 

Die Ergänzung in § 9 Abs. 3 Nummer 4 c) betrifft die Darstellung und Begründung der kon-

kretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen der Land-

schaftsplanung und sieht verpflichtende Angaben zu Flächen zur Wiederherstellung der 
Natur und zum natürlichen Klimaschutz vor. Dies stellt eine vorbereitende räumliche Kon-

kretisierung und Festlegung von Wiederherstellungsmaßnahmenflächen und Klimaschutz-
flächen dar und steht im Widerspruch zu den Aussagen des Bundes im nationalen Wieder-

herstellungsplan, dass keine räumliche Flächenkulisse festgelegt wird. Die Festlegung ge-
fährdet demnach eine landnutzerfreundliche Umsetzung auf Basis der Freiwilligkeit.  

Von der Regelung sollte Abstand genommen werden oder es muss sichergestellt werden, 

dass in der Landschaftsplanung auch dem Schutz landwirtschaftlicher Flächen ausrei-

chend Rechnung getragen wird. 

Zu Art. 1 Nummer 5 a) (§ 14 Abs. 2a BNatSchG) 

Die Regelung in § 14 Absatz 2a, dass die Anlage und Bewirtschaftung von Agroforstsyste-
men auf Ackerland außerhalb von Natura 2000-Gebieten Nationalparken, Biosphärenreser-

vaten und Naturschutzgebieten nicht als Eingriff gilt, wird ausdrücklich begrüßt. Der Zu-
satz, dass dabei die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt 

werden müssen, bietet auch außerhalb von Natura 2000- Gebieten den notwendigen 
Schutz von Feldvögelbeständen. 

Die Regelung betrifft allerdings nur Agroforst auf Ackerland. Sinnvoll wäre daher auch eine 
Regelung, wonach die Beseitigung von Agroforst auf Dauergrünland ebenfalls keinen Ein-

griff darstellt.§ 14 Abs. 2a Satz 3 sollte daher wie folgt angepasst werden:“Nicht als Eingriff 
gilt die Beseitigung von nach [Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] angelegten Agro-

forstsystemen auf Ackerland zur Wiederaufnahme der ausschließlichen ackerbaulichen 
Bodennutzung oder zur erstmaligen Grünlandnutzung.“Zu Art. 1 Nummer 5 b) (§ 14 Abs. 4 

BNatSchG) 

Bei § 14 Abs. 4 dürfen die notwendigen Verkehrssicherungsmaßnahmen auf angrenzenden 

Verkehrsflächen nicht aus dem Blick geraten. Diese spielen in der Praxis eine große Rolle. 
Daher müssen diese zwingend in den Gesetzestext wie folgt übernommen werden: „Bei re-

gelmäßig durchgeführten Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung von Verkehrs-
wegen und zugehörigen Betriebsanlagen einschließlich der Maßnahmen auf angrenzen-

den Flächen zur Herstellung der Verkehrssicherheit handelt es sich nicht um einen Ein-
griff; (…).“. 

Die Regelung ist entsprechend anzupassen. 

Zu Art. 1 Nummer 5 b) (§ 14 Abs. 5 BNatSchG): 
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Die Eingriffsbereichsausnahme bei der Durchführung von Maßnahmen zur ökologischen 

Verbesserung sowie zur Verbesserung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit oberirdischer 

Gewässer wird begrüßt. 

Zu Art. 1 Nummer 6 (§ 15 Abs. 2 BNatSchG): 

Die neue Regelung, wonach Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen so durchzuführen sind, 

dass die Aufwertungen im betroffenen Naturraum oder in angrenzenden Naturräumen wirk-
sam werden, ist zu unbestimmt und stellt einen Systembruch zur bisherigen Auslegung und 

Struktur der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dar und gefährdet damit ohne Not den bis-
herigen bekannten und standarisierten Verwaltungsvollzug. Ausgleichsmaßnahmen sind 

räumlich-funktional, Ersatzmaßnahmen räumlich-funktional gelockert. Aufgrund der 

BNatSchG Novelle 2009 wurden Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bereits in der Stufen-

folge gleichgestellt. Das führt dazu, dass rechtlich keinerlei Nachteile aus der naturschutz-
fachlichen Einordnung der Maßnahmen bestehen. Durch die Naturraumbezogenheit von 

Ausgleichsmaßnahmen und der unbestimmten Formulierung „in angrenzenden Naturräu-
men“ (alle?) besteht vielmehr die Gefahr, dass Planungen und Zulassungsverfahren sich 

verzögern, weil die neue Struktur der Eingriffsregelung zu erheblichen Nachfragen und Un-
stimmigkeiten führen wird. Im Übrigen haben die Länder bereits länderspezifische Regelun-

gen erlassen. An dieser Regelungssystematik sollte festgehalten werden, weil sie die Län-
derspezifika besser abbildet und berücksichtigt. 

Außerdem führt die Verpflichtung zu Maßnahmen, die im betroffenen oder angrenzenden 

Naturraum „wirksam“ werden sollen, in der Praxis zu höheren Anforderungen aufgrund des 

nunmehr eingeführten Wirksamkeitsnachweises. Flexiblere Lösungen wären wünschens-
wert. Auch das potentielle Ausbleiben des Erfolgs von Kompensationsmaßnahmen trotz 

aller Anstrengungen darf nicht einseitig zu Lasten der Verursacher und Maßnahmenträger 
gehen. 

Von der Anpassung des § 15 Abs. 2 BNatSchG sollte daher gänzlich Abstand genommen 
werden.  

Zu Art. 1 Nummer 6 b) (§ 15 Abs. 2a BNatSchG): 

§ 15 Abs. 2a regelt nunmehr gesetzlich den (ohnehin schon in der Verwaltungspraxis an-

wendbaren) Grundsatz der Multifunktionalität von Naturschutzmaßnahmen und ist daher 
zu begrüßen. 

Zu Art. 1 Nummer 6 c) (§ 15 Abs. 3a BNatSchG): 

Die Regelung, wonach Eingriffe, die durch bevorratete Ökokonto-Maßnahmen kompensiert 

werden, um 15 Prozent im biotopwertbezogenen Kompensationsbedarf verringert werden, 
wird aus land-, forst- und fischereiwirtschaftlicher Sicht ausdrücklich begrüßt.  

Gleichwohl kann durchaus die Forderung erhoben werden, den Gesamtkompensationsbe-
darf um 15 % zu senken, da Ökokonto-Maßnahmen nicht nur Maßnahmen zugunsten des 
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Schutzgutes „Biotope“ umsetzen, sondern in der Regel auch die anderen Schutzgüter aktiv 

aufwerten. 

Die Regelung ist infolgedessen anzupassen. 

Zu Art. 1 Nummer 6 c) (§ 15 Abs. 3b BNatSchG): 

Nach dieser Regelung erhöht sich der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf um 20 

Prozent, soweit Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a durchgeführt 
werden. Der Gesetzesentwurf verursacht damit eine deutliche Erhöhung des naturschutz-

rechtlichen Kompensationsbedarfs um 20 % (!) bei Eingriffen auf Flächen in der Gebietsku-
lisse der Natürlichen Infrastruktur. Damit erfolgt eine Abweichung vom bisher geregelten 

naturschutzrechtlichen Grundsatz, dass Eingriffe nur im Verhältnis 1:1 kompensiert werden 
müssen. Diese Änderung hat mithin erhebliche Auswirkungen auf den landwirtschaftlichen 

Bodenmarkt, weil zusätzlich auf weitere landwirtschaftliche Flächen zurückgegriffen wer-
den muss. Landwirtschaftliche Flächen sind nach aktueller Rechtslage in Deutschland und 

in BW nicht besonders geschützt, was dazu führt, dass auf diese leichter zugegriffen wer-
den kann, als auf Wald- oder Naturschutzflächen. Diese Kompensationserhöhung wird 

dadurch verstärkt, dass die Kompensationsmaßnahmen rechtsverbindlich auf Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur gelenkt werden. 

Insoweit wird diese Regelung abgelehnt. 

Zu Art. 1 Nummer 6 e) (§ 15 Abs. 6 Satz 7 BNatSchG): 

Die vorrangige Lenkung der Ersatzzahlung in die Gebiete der Natürlichen Infrastruktur nach 
§ 20a schränkt die Möglichkeit sinnvoller und geeigneter Projekte unnötig ein. Insofern 

wäre es sinnvoller beim Wort „möglichst“ zu bleiben und das Wort „vorrangig“ zu streichen. 

Die Regelung ist entsprechend anzupassen. 

Zu Art. 1 Nummer 6 f) (§ 15 Abs. 6a BNatSchG): 

Die Regelung wird ausdrücklich begrüßt, weil sie die Ersatzzahlungsmöglichkeit in Fällen 

der tatsächlichen und rechtlichen Unmöglichkeit eröffnet. 

Zu Art. 1 Nummer 6 g) (§ 15 Abs. 6b BNatSchG): 

Durch das Infrastruktur-Zukunftsgesetz wurde folgende Regelung neu aufgenommen: „Für 
verkehrliche Vorhaben und Vorhaben von militärischer Relevanz, die durch Bundesgesetz 

in das überragende öffentliche Interesse gestellt sind, und für die aus dem Sondervermö-
gen Infrastruktur und Klimaneutralität finanzierten Vorhaben stehen Ersatzzahlungen nach 

Absatz 6 und Ausgleichs- und Ersatzmaß nahmen nach Absatz 2 Satz 3 und 4 gleichran-
gig zur Verfügung. Dies betrifft insbesondere die Vorhaben nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 

des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, § 1 Absatz 3 des Bundesschienenwegeausbaugeset-
zes, § 3 Absatz 1 des Bundesfernstraßengesetzes, § 1 Absatz 3 des 
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Fernstraßenausbaugesetzes, § 8 Absatz 1 Satz 7 und § 18 Absatz 1 des Bundeswasserstra-

ßengesetzes, § 1 Absatz 3 des Bundeswasserstraßenausbaugesetzes. Satz 1 gilt entspre-

chend für Vorhaben nach § 1 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes und für Energiein-

frastrukturvorhaben, die durch Bundesgesetz in das überragende öffentliche Interesse ge-
stellt sind.“ Hieran anschließend wird geregelt: „Im Fall der Sätze 1 bis 3 erhöht sich die Er-

satzzahlung um 20 Prozent.“ 

Aus land- und fischereiwirtschaftlicher Sicht kann die Regelung nachvollzogen werden. 

Zu Art. 1 Nummer 6 h) (§ 15 Abs. 8a BNatSchG): 

Die Rechtsverordnung wird begrüßt. Es wird ferner begrüßt, dass Voraussetzung für eine 

Rechtsverordnung das Einvernehmen mit dem BMLEH und die Zustimmung des Bundesrats 
sind. 

Zu Art. 1 Nummer 7 (§ 15a BNatSchG): 

Die Ersatzzahlungen nach § 15 Absatz 6b für Vorhaben, die durch Bundesgesetz in das 

überragende öffentliche Interesse gestellt sind, dahin zu lenken, dass sie zur Erfüllung des 
dort genannten Zweckes zur Durchführung eigener Maßnahmen oder für den Ankauf von 

Maßnahmen Dritter, insbesondere aus bestehenden Ökokonten, zur Aufwertung von Natur 
und Landschaft zu verwenden sind, wird begrüßt, da hierdurch der Flächenverbrauch land-

wirtschaftlicher Flächen reduziert wird. 

Zu Art. 1 Nummer 8 (§ 15b BNatSchG): 

Die Übertragung der Verantwortung für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf anerkannte 
Dritte wird begrüßt. eine solche Regelung wird schon seit langem in Baden-Württemberg 

gefordert. 

Zu Art. 1 Nummer 9 (§ 16a BNatSchG): 

Die Einführung von Naturgutschriften ist zwar grundsätzlich begrüßenswert. Allerdings 
stellt die bundesgesetzliche Einführung der Naturgutschriften ein vorschnelles Handeln 

des Bundes da, weil bisher keine EU-rechtliche Rechtsgrundlage zur Umsetzung von Natur-

gutschriften existiert. Die KOM hat vielmehr am 7. Juli 2025 erst einen Fahrplan für Natur-

gutschriften erlassen. Konkretisierende Regelungen liegen noch nicht vor. Eine vorherige 
Aufnahme von Regelungen ins Bundesrecht ist daher nicht effizient und auch nicht ange-

zeigt.  

Hinzu kommt, dass die Bundesregelung viele Rechtsfragen und damit Anwendungs- und 

Vollzugsfragen offen lässt. Beispielsweise ist unklar, wer die Maßnahmen, die zu einer dau-
erhaften Aufwertung von Natur und Landschaft führen und als Nachweis von Naturgut-

schriften dienen, erbringen kann und wie die einmalige Veräußerung abläuft. Der Verweis 
auf die nähere Regelung in einer Rechtsverordnung reicht nicht aus, da der gesetzliche Um-

fang bereits unklar ist.  
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Schließlich müsste das Einvernehmen des Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernäh-

rung und Heimat für den Erlass der Rechtsverordnung vorgesehen werden. Das Zustim-

mungserfordernis des Bundesrats wird begrüßt.  

Die Regelung sollte daher vorerst gestrichen und die rechtliche Ausgestaltung auf EU-
Ebene abgewartet werden. 

Zu Art. 1 Nummer 10 (§ 20 Abs. 1 BNatSchG): 

Mit der Regelung des § 20 Abs. 1 BNatschG geht der Bund deutlich über die landesrechtli-

chen Ziele zum Biotopverbund aufgrund des Biodiversitätsstärkungsgesetzes hinaus. In Ba-
den-Württemberg wird auf der Grundlage des Fachplans Landesweiter Biotopverbund ein-

schließlich des Generalwildwegeplans ein Netz räumlich und funktional verbundener Bio-
tope geschaffen, das bis zum Jahr 2023 mindestens 10 Prozent Offenland und bis zum Jahr 

2027 mindestens 13 Prozent Offenland der Landesfläche umfassen soll. Ziel ist es, den Bio-
topverbund bis zum Jahr 2030 auf mindestens 15 Prozent Offenland der Landesfläche aus-

zubauen. Hingegen schreibt der Bund verbindlich vor, dass ein Netz verbundener Biotope 
(Biotopverbund) geschaffen wird, dass spätestens mit Ablauf des 31. Dezember 2030 min-

destens 15 Prozent der Fläche eines jeden Landes umfassen soll. Der Verpflichtungsinhalt 
der Bundesregelung ist daher rechtlich weitergehender, als die Ziel-Regelung des Landes. 

Diese Bund-Länder-Regelungsdisharmonie ist unnötig und belastet vorrangig die Landnut-
zer zusätzlich.  

Zu Art. 1 Nummer 11 (§ 20a BNatSchG): 

Es wird eine neue dauerhafte Gebietsflächenkulisse „Natürliche Infrastruktur“ eingeführt 

und die Kulisse mit weitergehenden Rechtsfolgen verknüpft (insbesondere beim Vorkaufs-
recht und beim Kompensationsbedarf).  

Diese neue Gebietskulisse greift zwar bestehende naturschutzrechtliche Schutzgebietsku-
lissen auf, erweitert diese aber zusätzlich.  

Baden-Württemberg wird durch diese Kulisse erheblich betroffen sein, denn hierzu gehö-
ren: der Nationalpark, Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete, Kern- und Pflegezonen 

von Biosphärengebieten, gesetzlich geschützte Biotope (!), Moorböden und unbebaute re-

zente Auen, Wildnisgebiete, Biotopverbundflächen, Vorkommensgebiete seltener oder ge-

fährdeter Arten, Biotopverbundachsen und -korridore, grundlegende Lebensraumnetz-
werke, Landschaften von hervorragender Bedeutung sowie natürliche oberirdische Gewäs-

ser einschließlich ihrer Uferzonen sowie Altauen. Diese Auflistung wird einen erheblichen 
prozentualen Flächenanteil in BW einnehmen. Allein die Natura 2000-Gebiete nehmen be-

reits 17 % der Landesfläche ein, Naturschutzgebiete befinden sich auf 2,5 % der Landesflä-
che, der Nationalpark umfasst 0,31 %, Biosphärengebiete 4,15 %, Moore 1,3 % und Bio-

topverbundflächen 11,7 % der Landesfläche. Rechnet man allein diese Flächenkategorien 
zusammen, kommt man schon auf rund 37 % der Landesfläche. Bei dieser Zahl sind aller-

dings die umfangreichen Einzel-Biotopflächen, Auen, Wildnisgebiete, Vorkommensgebiete 
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seltener oder gefährdeter Arten, Biotopverbundachsen und -korridore, grundlegende Le-

bensraumnetzwerkflächen, Flächen von Landschaften mit hervorragender Bedeutung so-

wie natürliche oberirdische Gewässer einschließlich ihrer Uferzonen sowie Altauen noch 

nicht inkludiert. Die entsprechenden Daten zu diesen Flächenkategorien liegen derzeit we-
der beim Bund noch beim Land gebündet vor; sie lassen allerdings vermuten, dass über    

50 % der Landesfläche von der Flächenkulisse der Natürlichen Infrastruktur des § 20a um-
fasst ist und zu rechtlichen Einschränkungen und weiteren Erschwernissen führt. 

Vor allem die Landnutzer werden hierdurch in erheblichem Maße betroffen sein, insbeson-
dere bezüglich der gesetzlich geschützten Biotope. Unter diese fallen nämlich neben den 

gesetzlich geschützten Biotope des § 30 BNatSchG und den landesrechtlich geschützten 
Biotopen des § 33 NatSchG seit der Insektenschutznovelle des Bundes auch die FFH-Mäh-

wiesen und Streuobstwiesen. Diese Flächen stehen in unmittelbarem Zusammenhang zur 
landwirtschaftlichen Nutzung und sollten durch die Flächenkulisse des § 20a BNatschG 

nicht in einen noch komplexeren Schutzstatus erhoben werden. Insbesondere in Baden-
Württemberg spielen diese Flächen eine große Rolle. Rund 68.000 ha und damit 12 % des 

baden-württembergischen Dauergrünlands sind FFH-Mähwiesen. Dies entspricht etwa     
40 % der FFH-Mähwiesen in Deutschland. Infolge des Strukturwandels und des Rückgangs 

der Tierzahlen liegt bereits jetzt eine große Herausforderung darin, Wertschöpfungsketten 
für alternative Verwertungsmöglichkeiten der Grünlandaufwüchse zu entwickeln. Eine wei-

tere Einschränkung in der Bewirtschaftung dürfte für den Erhalt und die Pflege dieser durch 
die landwirtschaftliche Nutzung entstandenen Lebensräume nicht zuträglich sein.  

Bei § 20a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c BNatschG sollte ferner klargestellt werden, dass 
es sich um intakte / naturnahe Moorböden handelt. 

Außerdem muss diese Gebietsflächenkulisse dauerhaft überwacht werden und erfordert 
wiederholte und neue Kartierungen in den Ländern. Auch entstehen neue Meldepflichten 

der Länder an den Bund (vgl. § 20a Abs. 4 BNatSchG) und damit mehr Bürokratieaufwand.  

Der zusätzlich entstehende Schutz des Biotopverbundes über die Flächenkulisse der Na-

türlichen Infrastruktur wird kritisch gesehen. Hierdurch können je nach Rechtsauslegung 
freiwillige Maßnahmen quasi direkt zu „Schutzflächen“ bzw. Flächen mit besonderer Eig-

nung für die Eingriffs-Ausgleichs-Regelung werden.  

§ 20a ist daher grundsätzlich zu streichen. 

Zu Art. 1 Nummer 12 (§ 21 Abs. 4 BNatSchG): 

Die verbindliche Vorgabe, dass die erforderlichen Kernflächen vollständig und Verbin-

dungsflächen und Verbindungselemente überwiegend durch Erklärung zu geschützten Tei-
len von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2, und im Übrigen durch planungs-

rechtliche Festlegungen, durch langfristige vertragliche Vereinbarungen oder andere ge-
eignete Maßnahmen rechtlich zu sichern sind, um den Biotopverbund dauerhaft zu gewähr-

leisten, geht weit über den bestehenden Biotopverbundschutz in den Ländern hinaus. Diese 
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Regelung führt dazu, dass umfangreiche bürokratische Anstrengungen und massiv neue 

Schutzgebietsausweisungen stattfinden müssen. In Anbetracht der derzeitigen schwierigen 

Situation der Motivation der Landnutzenden, die bereits in Folge der Wiederherstellungs-

verordnung erhebliche Einschränkungen erwarten, ist die hier vorgenommene Schutzge-
bietsneuausweisungsforderung überzogen und kann kaum noch gegenüber den Landnut-

zenden und den Flächeneigentümern gerechtfertigt werden. 

Die Regelung ist folglich zu streichen. 

Zu Art. 1 Nummer 13 (§ 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 BNatSchG): 

Die geplante Regelung wird dem Grunde nach in Bezug auf die Ausnahmeregelung bei 

CEF-Maßnahmen begrüßt. Allerdings ist eine rechtliche Schieflage festzustellen, weil  in 
der Erhaltungsmischungsverordnung (ErMiV) eine ungleich strengere Regelung existiert. 

Demnach sollte die ErMiV angepasst werden.  

Zu Art. 1 Nummer 16 (§ 67 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 BNatSchG): 

Diese Regelung wird ausdrücklich begrüßt. Sie geht auf eine Initiative von Herrn Minister 
Hauk a. D. zurück und ist auch seitens der AMK gewürdigt worden. 

Zu Art. 1 Nummer 17 (§ 74 Abs. 7 bis 10 BNatSchG): 

Die Evaluierung des Gesetzes ist eine zwingende Notwendigkeit, wenn die oben aufgeführ-

ten, durchaus kritisch zu würdigenden Regelungen seitens des Parlaments beschlossen 
werden sollten. Es wird sich ausdrücklich für die Alternativregelung und die Aufnahme der 

Absätze 7 bis 10 ausgesprochen.  

Neben der Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände muss auch der Bundesrat betei-

ligt werden. 

 

gez.  
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